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Wir wollen 
die 
Wahrheit! 


U": liegt eine Unterlage 
vor, nach der in Kürze im 


Hearst-Verlag, New York, ein 
Buch erscheinen soll, in dem 
Prof. Dr. Dr. James Shirley Be- 
lege über ein geheimes Zusatz- 
abkommen zum Grundgesetz 
vorlegt. 


Deutsche Verlage waren an- 
geblich nicht bereit, das Buch 
zu verlegen. Prof. Shirley er- 
klärt, warum: 


Das geheime Zusatzabkom- 
men zum Grundgesetz für die 
Bundesrepublik Deutschland 
enthalte einen Passus, nach 
dem die Medienhoheit (Presse, 
Rundfunk, Verlagswesen) bis 
heute und noch weit ins nächste 
Jahrhundert bei den Alliierten 
verbleibe. (UN: nach einer 
Unterlage bis 2099, nach einer 
anderen bis 2033, wobei essich 
um einen Übertragungsfehler 
handeln kann). 


Prof. Shirley sprach mit Zeit- 
zeugen, die 1949 im Dienste 
der Hohen Kommissare der Alli- 
ierten standen: Protokollführer, 
Dolmetscher, Ordonanzen, Mili- 
tärs. Sein Urteil: 


»Zwei Tatsachen sind defini- 
tiv unbestreitbar. Erstens: 
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Geheimsache 
»Kanzlerakte« 


Endlich eine Erklärung für die unbe- 
greifliche Politik aller Regierungen 
von Adenauer bis Schröder? 


Was mußten Schröder und Fischer vor ihrem 
Amtsantritt in Washington unterschreiben? 
Warum lagern die Goldreserven der souveränen 
Bundesrepublik Deutschland in den USA? 


Das sog. 'Alliiertenveto’ , das 
erst 1990 durch einen gehei- 
men Zusatz zum Zwei-plus- 
vier-Vertrag als 'obsolet’ er- 
klärt wurde, und zweitens: 
Die Existenz des vertrauli- 
chen Zusatzabkommens.« 


Angeblich müssen alle Bun- 
deskanzler der BRD vor Amts- 
antritt die Festlegungen dieses 
Abkommens unterschreiben. 
Warnte deshalb Fischer vor 
»furchtbaren« Folgen? 
Fischer wörtlich: 


»Wenn die Mehrheiten sich 
verändern, mag es eine ande- 
re Koalition geben. Aber es 
wird keine andere Politik ge- 


ben. Dazu steht zuviel auf 
dem Spiel. Das wissen alle 
Beteiligten.« E 


U Deutsches Gold Seite 2 
in den USA 

U Zur »Kanzlerakte« Seite 4 

U) SONDERDRUCK S. 5-6 


Soziale Gerechtigkeit 
U Geplanter Massenmord S.8 


U Sprachenschutz Seite 9 
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Das offene Wort 


Erinnern Sie sich? 


1997 begann Kohls Finanz- 
minister Theo Waigel, alles zu 
verkaufen, was nicht niet- und 
nagelfest war. 


Es ging darum, mit allen 
Tricks die Schulden- und Zins- 
belastung des Bundeshaus- 
halts durch den Verkauf allen 
Staatseigentums so zu begren- 
zen, daß die Bedingungen für 
den »Euro«-Start erfüllt werden 
konnten. 


Daß es sich bei »Staatseigen- 
tum« nicht um irgendein her- 
renloses Kapital, sondern um 
das über Jahrzehnte aus 
Steuergeldern und Gebühren 
angesparte Volksvermögen 
handelt, das anteilig jedem ein- 
zelnen von uns gehört, sei nur 
am Rande vermerkt. 


Was uns selbst gehört, wurde 
uns also nochmals zum Kauf 
angeboten, z.B. die Telekom- 
Aktien. 


Noch schlimmer: Das uns 
gehörende Vermögen wurde 
vornehmlich an internationale 
Konzerne verkauft, an weltweit 
operierende »Multis«, die nun 
im Rahmen ihrer globalen 
Profit-Maximierung dieses Ver- 
mögen nutzen - ohne Skrupel 
und Verpflichtungen gegen- 
über den Betroffenen. 


Eines aber schaffte Waigel 
nicht: das deutsche Gold zu ver- 
kaufen. 


Man macht sich so seine 
Gedanken, wenn man das Pa- 
pier von der angeblichen 
»Kanzlerakte« liest, oder auch 
an die 20 bis 30 Milliarden Mark 
denkt, die die sogenannten 
»Entschädigungsanwälte« und 
die Kommission unter Leitung 
des US-Finanzministers Eizen- 
stathaben wollen. ... 


Bruno Unger 
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Deutsche Goldreserven 
lagern in den USA 


Warum 


Aus dem geplanten 
Goldverkauf wurde 
nichts ... 


Am 15.5.1997 meldete der »Ge- 
neralanzeiger« aus Bonn: 

»Nach Plänen der Regierungs- 
koalition sollen die Steueraus- 
fälle in Höhe von etwa 20 Milliar- 
den DM durch Verkäufe von 
Teilen der Goldreserve der Bun- 
desbank gedeckt werden. Wie 
das »Handelsblatt« berichtet, 
verfügt die Bundesbank derzeit 
über einen Goldbestand von 95 
Millionen Unzen Feingold, die 
einen Marktwert von etwa 60 
Milliarden DM haben.« 


Dann wurde es plötzlich 
sehr still ums Gold. ... 


Wodurch zeichnet 
sich ein souveräner 
Staat aus? 


Daß er in Freiheit und Selbstbe- 
stimmung innerhalb seiner Staats- 
grenzen im Namen des Staats- 
volkes alle Hoheitsrechte innehat. 
Dazu gehören die Gesetzgebung, 
die Hoheit über das Sozial- und 
Rentenwesen und vieles andere. 
Dazu gehören auch die Hoheit und 
Verfügungsgewalt über die 
Währung, das Geld und über den 
»Staatsschatz«, sofern einer vor- 
handen ist. 


Daß ein solcher Staatsschatz, der 
eine letzte Notreserve sein soll, nur 
im eigenen Lande aufbewahrt und 
bewacht werden kann, ist fürjeden 
normal denkenden Staats-bürger 
selbstverständlich. 


HINTERGRUND 


wohl? 


Der deutsche 
Goldschatz lagert 
in New York 


Haben Sie gewußt, daß der größ- 
te Teil des deutschen Währungs- 
goldes in Höhe von 95 Millionen 
Feinunzen im Felsenkeller der 
»New York Federal Reserve Bank« 
(Fed) lagert, nur etwa 100 Meter 
von der Wall Street entfernt? 


25 Meter tief im gewachsenen 
Fels der Südspitze Manhattans, im 
fünften und untersten Stockwerk 
der »Ebene E«, hinter einer 90 
Tonnen schweren Drehtür, liegen 
nur ausländische Goldreserven. 
Meist von Ländern, die vor oder 
während des Zweiten Weltkrieges 
ihre Goldreserven in den USA in 
Sicherheit bringen wollten. 

Was aber haben die deutschen 
Goldreserven dort zu suchen, 
die ja nur aus den Jahren nach 
1949 stammen können (da vor- 
her alles geplündert und enteig- 
netwurde)? |] 


Fragen Sie doch mal Ihre 
Volksvertreter! 


UN-TIP 


Zum Weinen 


Außenminister Fischers Ge- 
sicht wirkt noch zerknitterter 
als sonst. Fragt Kollege Tritt- 
ihn: »Was ist los? « 


Fischer: »Morgen soll ich im 

Bundestag eine große Rede 
halten zur Außenpolitik, und 
Frau Albright hat mir bis heute 
noch nicht das Redemanu- 
skript geschickt! « 
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Sie können wählen, was Sie 
wollen - es ändert sich nichts! 


Der vom revolutionären Straßenkämpfer zum 
Bundesaußenminister der BR Deutschland aufge- 
stiegene »Joschka« Fischer hat durch sein Amt nun 
ein Geheimwissen, von dem wir dummen Bürger 


nichts ahnen. 


Wir wundern uns, wie sich ein 
Mensch so wandeln kann, seine 
politischen Grundsätze so umkeh- 
renkann. 


Vor Amtsantritt in 
die USA - warum? 


Wir erinnern uns, daß er wenige 
Tage vor Amtsantritt mit seinem 
Chef Gerhard Schröder zur Füh- 
rungsmacht nach Washington rei- 
ste und Herrn Clinton besuchen 
durfte - (oder mußte?). 


Wohlgemerkt: 


Erst nach diesem USA-Besuch 
wurden der Kanzler und seine 
Minister im Bundestag zu Bonn 
vereidigt. 


Was bei diesem Besuch in den 
USA vor dem Amtsantritt bespro- 
chen, unterschrieben oder zuge- 
sagt wurde, wissen wir dummen 
Bürger nicht. 


Einmal aber ließ Fischer - verse- 
hentlich oder absichtlich? - etwas 
von dem durchblicken, was er 
weiß. In der »Welt am Sonntag« 
vom 1.4.1999 hob er für einen 
Moment den Schleier seines 
Geheimwissens. 


Eine »furchtbare 
Fehlentscheidung«? 


Fischer wörtlich: 


»Wir würden Milosevic retten, 
wenn Deutschland jetzt aus- 
scheren würde.. Wir würden das 
Bündnis sprengen, uns isolie- 
ren und eine fatale, schlimme 
und furchtbare Fehlentschei- 
dung treffen. 


Die Bundesrepublik Deutsch- 
land handelt im Bündnis, wie 
schon unter den Vorgängerre- 
gierungen, und so wird es auch 
bleiben. Dafür sind wir gewählt. 


In der Verfassung ist vorgese- 
hen, daß wir im Namen des gan- 
zen Landes handeln - abhängig 
und kontrolliert von der Mehr- 
heit im Bundestag. Wenn sich 
diese Mehrheiten verändern soll- 
ten, mag es eine andere Koali- 
tion geben. 


Aber es wird keine andere Poli- 
tik der Bundesrepublik Deutsch- 
land geben. 


Dazu steht zuviel auf dem 
Spiel. Das wissen alle Beteilig- 
ten.« 


Was wissen Fischer 
und 
»alle Beteiligten«? 


Welches Geheimwissen treibt 
ihn, vor »fatalen, schlimmen und 
furchtbaren« Folgen zu warnen, 


HINTERGRUND 
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LESEN 
NACHBESTELLEN 


WEITERGEBEN 


wenn die Wähler eines Tages nicht 
mehr - wie bisher - eine »andere 
Koalition« wählen sollten, sondern 
mit Mehrheit endlich eine andere 
Politik wollen? 


Ist die 
»Kanzlerakte« 
doch echt? 


Seit Jahren kreist die Kopie eines 
Geheimpapiers in der Bundes- 
republik, das vieles erklären wür- 
de: die sogenannte "Kanzlerakte": 
Eine Aufstellung, was ein BRD- 
Kanzler in Washington unter- 
schreiben muß, bevor er sein Amt 
antritt. 


Wir haben diese Kopie in den UN 
trotz der Bitten vieler Leser nie ver- 
öffentlicht, weil wir die Echtheit des 
Dokuments trotz aller Nach- 
forschungen nicht beweisen kön- 
nen. 


Fischers Feststellung, es könne 
andere Koalitionen, aber keine 
andere Politik geben, egal wie die 
Mehrheiten sich ändern, ist ein star- 
ker Hinweis, daß diese »Kanzler- 
akte« doch echt sein könnte. Wir 
drucken sie deshalb als »Doku- 
ment zum Zeitgeschehen« unter 
allem Vorbehalt ab. 


Wir wissen nicht, ob das Papier 
echt oder eine Fälschung ist. Aber 
wir erleben täglich, daß sich Politik 
und Medien offenbar danach rich- 
ten. 


Seite 4: 


Das »Dokument zum 
Zeitgeschehen« 
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Eine Erklärung für alle Politik seit 1949? 


AAMILCH GEIELMEERAULTEM 


VS-Verschlußsache h.. 
MUN FÜ OEN WENS TGEDNAUCIH HF BT 
d Alucrortt 


BUNDESNACHRICHTENDIENST 


l ; 
Kontroll-Abt. IL/OP y Ih i 
ù i tt 


NUR FÜR MINISTER 


Strengste Vertraulichkeit 


Vorgang; Geheimer Staatsvertrag vom 
21.05.1949 


Hier: Verlust der Kopie Nr. 4 y au 


Sehr geehrter Herr Ministeri 


Kopie Nr. 4 des gelalmen Staatsvertrages zwischen 
den Alliierten Mächten und der provisorischen 
Regiaryng Westdeutschlands vom 21.05.1949 ist 
endgültig abhandengekomuen., 


Der geheime Staatsvertrag offenbart u.a.: 


- die Medienhoheit der’alliierten Mächten über 
deutsche Zeitungs- und Rundfunkmedien bis zum 
Jahr 2099, 


- die sog. "Kanzlerakte", also jenes Schrift- 
stück, das jeder Bundeskanzler Deutschlands 
auf Anordnung dertAllilerten vor Ablegung 
des Amtseides zu unterzeichnen hat, 


- sowie die Pfändung der Goldreserven der 
Bundesrepublik durch die Alliierten. 


' Sofern die Kopie Nr. 4 des geheimen 
Staatsvertrages in falsche Hände, gelangen sollte, 
empfehle ich dringend, die Echtheit abzuleugen. 


Kochachtugsvoll 
a. L- Lze £ ë teea eee er e f e 


Z Dr. Rickermann 
Staatsminister 


Original erhalten an: < 


2.4.1. ami JV Z 77 


Wvl am: 


DOKUMENT ZUM ZEITGESCHEHEN 


SONDERDRUCK 999 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 
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it dem Vorwurf der sozialen 

Eiseskälte machten SPD 
und DGB 1998 die schwarz-gelbe 
Koalition nieder. Mit dem Verspre- 
chen von mehr sozialer Gerech- 
tigkeit traten 1998 die Rot-Grünen 
an und plündern nun selbst die 
Ärmsten der Armen mit immer 
höheren Steuern auf Strom, Gas, 
Heizung und Benzin. 


Die Rentner, die ein Leben lang 
für eine sichere Rente gearbeitet 
haben, werden nach Lust und 
Laune je nach Haushaltslage ge- 
schröpft. 


Die Jugendlichen lernen und stu- 
dieren ohne Berufsaussichten 
und verzweifeln wegen der Un- 
möglichkeit einer Lebensplanung. 


Junge Familien sehen keine Zu- 
kunft und entscheiden sich zur Ab- 
treibung, zur Tötung der Unge- 
borenen. 


Die Kranken sollen immer mehr 
dazuzahlen. 


Die mühsam ersparte und vom 
Lohn schon einmal versteuerte 
Rücklage fürs Alter soll jetzt, da 
alle braven Bürger ihre Zinsein- 
nahmen per Steuerfreibetrags- 
formular angegeben haben, noch- 
mal versteuert werden. 


Sozialverbände, Gewerkschaf- 

ten und Kirchen lamentieren 
über eine »Gerechtigkeitslük- 
ke« und fordern eine andere 
Verteilung des nicht vorhande- 
nen Geldes - aber alle ver- 
schweigen die Wahrheit und die 
Ursachen der Misere! 


Die Wahrheit ist, daß alle Bun- 
destagsparteien gemeinsam die 
»soziale Ungerechtigkeit« gegen- 
über unserem ganzen Volk, ob 
jung, alt, ob in Arbeit, Rente oder 
arbeitslos, zum Programm erho- 
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Wahlparole »Soziale 
Gerechtigkeit« 


Volksverdummung ohne Ende. Alle Bundestags- 
parteien beschwören, vermissen und versprechen 
vor und nach den Wahlen »soziale Gerechtigkeit«. 


Ein Schweigekartell der Parteien, Behörden und 


Medien unterdrückt die Wahrheit. 


»In der Zeit von Januar bis Juni 1999 haben insgesamt 46.457 Personen in der Bundes- 
republik Deutschland Asyl beantragt. Gegenüber dem Vorjahr bedeutet dies einen Anstieg 


um 9,1 Prozent.« 


ben haben, indem sie das von uns 
allen erarbeitete Volksvermögen 
seit Jahrzehnten mißbräuchlich 
verschleudern, nicht nur an UNO, 
NATO, EU und andere Erpresser, 
sondern auch im Lande selbst. 


Am 14.8.1999 berichteten die 
»Stuttgarter Nachrichten« im 
Leitartikel auf Seite 2: 


»Von wegen 
gerecht« 


»Empörung hat den Amtsge- 
richtsdirektor einer Stadt in der 
Region Stuttgart veranlaßt, unse- 
rer Zeitung die Einkommensdaten 
zweier Antragsteller von Prozeß- 
kostenhilfe zu übermitteln. Beides 
Familienväter mit je vier Kindern. 
Der eine, Installateur, hat ein 
Nettoeinkommen von 3593,00 
Mark. Der andere, arbeitslos, er- 


ZEITGESCHEHEN 


(Bulletin der Bundesregierung, 15.7.1999) 


hält monatlich vom Staat 4.522,80 
Mark netto. 


Dies setzt sich zusammen aus: 
Arbeitslosenhilfe 712,80 Mark, 
Sozialhilfe 1.100 Mark, Kindergeld 
1.190 Mark, Wohngeld 520 Mark 
und Bundeserziehungsgeld 1.000 
Mark. 


Daß der arbeitslose "Transfer- 
Verdiener" von 4.522,80 Mark 
netto Ausländer ist, spielt nur inso- 
fern eine Rolle, als der Mann gute 
Gründe hat, in seinem Herkunfts- 
land zu erzählen, daß in Deutsch- 
land Milch und Honig fließen. 


Zwar gilt für einen Deutschen der 
nämliche Anspruch. Aber ist das - 
von wegen "Gerechtigkeitslücke" - 
auch richtig? 


Müßte bei Transferleistungen des 
Staates nicht ein Unterschied be- 
stehen zwischen denen, die in 
Deutschland geboren und ausge- 
bildet sind und als Arbeitnehmer 
tätig waren - und Zuwanderern? In 
anderen Ländern ist das so. 


Hier liegt ein zweiter Anlaß zur 
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Empörung. Gemeint ist die Em- 
pörung von Ministerialbeamten, 
deren Gerechtigkeitsgefühl ver- 
letzt ist. Sie spielen Zeitungen ver- 
trauliche Papiere zu. Hintergrund 
ist, daß ein Schweigekartell aller 
Parteien und Gebietskörperschaf- 
ten die immensen Milliarden- 
kosten der Zuwanderung gezielt 
aus Statistiken heraushält - mit 
jenem Argument des Berliner 
CDU-Fraktionsvorsitzenden Klaus 
Landowsky von 1996, "weil dies 
Emotionen gegen Ausländer in 
Berlin schüren könnte". 


So ist man auf interne Papiere 
angewiesen: Zum Beispiel jenes 
aus dem Bundesgesundheits- 
ministerium, wonach von den 18- 
bis 24-jährigen Männern, die 
Sozialhilfe beziehen, 65 Prozent 
Ausländer sind. Bei den 25- bis 50- 
jährigen sind es 50 Prozent.. ... 


Schuld sind nicht die Zuwander- 
er. Sie nutzen eine weltweit einma- 
lige Chance. 


Zu verantworten hat dies bisher 
die CDU-Regierung Kohl. Sie hat 
16 Jahre lang eine unverantwortli- 
che (Sozialhilfe-)Zuwanderungs- 
politik treiben lassen und die Sozi- 
alsysteme für versicherungsfrem- 
de Zwecke geplündert. Dies wurde 
flankiert von SPD und Grünen, die 
bis zum Asylkompromiß von 1993 
den hunderttausendfachen Asyl- 
anten-Zustrom unterstützten. Eine 
Folge von alledem ist, daß die Zahl 
der Arbeitslosen ohne Berufsquali- 
fikation horrend angestiegen ist. 
Sozial-Funktionäre beklagen nun 
die "neue Armut". Dem hält die 
Langzeitstudie des Zentrums für 
Sozialpolitik der Universität 
Bremen entgegen: 


Die "Neue Armut" ist auf Zuwan- 
derung zurückzuführen. Ohne 
diese wäre die Zahl der Bedürfti- 
gen nahezu gleich geblieben. Da- 
durch hätte der Staat viele Milliar- 
den mehr für das "untere Drittel" 
der eigenen Bevölkerung. Klein- 
verdiener, Kleinrentner und über- 
haupt jene "kleinen Leute", die den 
Politikern - in Sonntagsreden - so 
am Herzen liegen.« 


Soweit der Leitartikel von Jürgen 
Offenbach in den »Stuttgarter 
Nachrichten«. 
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Langsam 
dämmert 


es an ! 


Was wir seit vielen Jahren ankla- 
gen, wofür wir als »rechtsextremi- 
stisch« beschimpft und vom 
»Staatsschutz« mit Postüber- 
wachung und Telefonabhörung 
verfolgt werden, was die Mehrheit 
aller geistig gesunden und den- 
kenden Deutschen weiß und nur 
im Flüsterton zu sagen wagt, findet 
sich nun im Leitartikel der bundes- 
weit geachteten »Stuttgarter 
Nachrichten«! 


Fassen wir 
zusammen: 


Nicht »Rechtsradikale« son- 
dern die »Stuttgarter Nachrich- 
ten« stellen fest: 


U) Ein arbeitsioser Ausländer 
er-hält monatlich 4.522,80 DM, 
ein arbeitender Inländer 
3.593,00 DM. 


[LÌ Die Zuwanderung ver- 
schlingt immense 
Milliardenkosten. 


U] Ein Schweigekartell aller Par- 
teien und Behörden verhindert 
klare Statistiken. 

_] Die Mehrheit der 18- bis 24- 
jährigen Sozialhilfeempfänger 
(exakt 65 Prozent) sind Aus- 
länder. 


U] Alle Regierungen haben die 
Sozialsysteme für versiche- 
rungsfremde Zwecke geplün- 
dert. 


U] Die "neue Armut" ist auf die 
Zuwanderung zurückzuführen. 


_] Ohne Zuwanderung keine 
Massenarbeitslosigkeit, ohne 


NACHBESTELLEN 
UND 
WEITERGEBEN! 


ZEITGESCHEHEN 


SOZIALE 


GERECHTIGKEIT 
FUR DEUTSCHE 
NUR DURCH 


STOP 


DER MASSEN- 
ZUWANDERUNG! 


UN » Postf. 400215 + 44736 Bochum 


Briefaufkleber (naßklebend) 


Koschnik fordert 
Rückkehr 


(un-d) Der Bosnienbeauf- 
tragte Hans Koschnik hat Bund 
und Länder aufgefordert, ener- 
gischer die Rückkehr der 
Bosnien-Flüchtlinge zu betrei- 
ben. Noch immer hielten sich 
71.000 Bosnier in Deutschland 
auf, allein in Berlin über 
12.000. 


Verteilt/überreicht durch: 
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Weltpolizist USA: 


Wieder bricht ein Schwindelmanöver zusammen 


Doch kein Giftgas in Khartum! 


Wieder einmal 


bricht ein Schwindelmanöver 


zusammen, und zwar in »God’s own country«, in 
Gottes eigenem Land, in den USA, wo das Ganze 


entstanden war. 


Seit 1898 immer 
auf dem Sprung. 
Die USA als 
selbsternannter 
Weltpolizist. 


US-Truppen 
vertreiben die 
Spanier aus 
Cuba. 


(Zeitgenössische 
Karikatur) 


or einem Jahr bombardierte 

der selbsternannte Welt- 
polizist eine pharmazeutische 
Fabrik in Khartum, der Hauptstadt 
des Sudans, mit dem Vorwand, die 
Firma stelle für arabische Terroris- 
ten ein tödliches Nervengas her. 


Die »deutschen« Massenmedien 
stimmten damals diesem Märchen 
voll zu, folgsam wie immer, wäh- 
rend in der Presse der sogenann- 
ten »Drittländer« sofort erhebliche 
Zweifel erhoben wurden an der 
Berechtigung des US-amerika- 
nischen Überfalls auf ein Land, das 
sich nichtim Kriegszustand mit den 
USA befand. 


Nun, ein Jahr nach dem Bom- 
benangriff der Clinton-Regierung, 
erheben sich sogar in der US- 
Presse selbst immer mehr Zweifel 
an der amtlichen Darstellung des 
Vorfalles, u.a. in der »International 
Herald Tribune« vom 23. August 
1999. 


Nachfolgend der Anfang des 


Artikels in der genannten Zeitung, 
veröffentlicht auf der Titelseite (!): 


»Nach einem Jahr 
schwanken die USA 
wegen der sudanesischen 
Fabrik, die dem Erdboden 
gleichgemacht wurde« 


»Einen Monat, bevor die Verei- 
nigten Staaten 13 Cruise-Missile- 
Raketen auf die pharmazeutische 
Fabrik Shifa im Sudan abfeuerten, 
erklärten Experten vom CIA- 
Geheimdienst, daß noch mehr 
Erkundigungen nötig seien, bevor 
sie mit Sicherheit sagen könnten, 
daß die Fabrik den Kernbestand- 
teil für das tödliche VX-Nervengas 
herstelle, womit die Clinton- 
Regierung in der Nacht der Rake- 
tenschläge ihre Beschuldigung vor- 
brachte. 


Der Angriff vor einem Jahr hat zu 
einer Gerichtsklage seitens des 
Fabrikbesitzers geführt, zu einer 
peinlichen Serie von Rückziehern 
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seitens hoher US-Beamter und zu 
einer bedrängenden Frage: Wie 
sicher muß sich die Regierung 
sein, bevor sie Gewalt anwendet 
gegen eine verdächtigte Terror- 
gruppe in Übersee? 


Die Clinton-Regierung verteidigt 
nach wie vor ihren Angriff, der in 
jener Nacht einen Wächter tötete 
und die pharmazeutische Fabrik in 
Khartum, der Hauptstadt des 
Sudan, zerstörte. 


Aber ältere Beamte räumen ein, 
daß die Fabrik tatsächlich Medika- 
mente herstellte. Sie geben auch 
zu, daß die Fabrik keine chemi- 
schen Waffen produziert haben 
könnte - zumindest in der Zeit des 
Raketenangriffs. 


Präsident Clinton befahl den 
Raketenschlag als Vergeltung für 
vermeintliche Verbindungen zwi- 
schen der Fabrik und dem saudi- 
schen Millionär Osama ben Laden, 
der von den USA beschuldigt wor- 
den ist, der Kopf bei den terroristi- 
schen Anschlägen auf zwei US- 
Botschaften am 7. August gewe- 
sen zu sein.« 


Soweit die »International Herald 
Tribune«. - So leicht ist das also: 
Mutmaßliche Verbindung von dem 
zu jenem, und schon muß eine 
Arzneimittelfabrik in einem Dritt- 
land dazu herhalten, vom Welt- 
polizisten dem Erdboden gleichge- 
machtzu werden. 


Schon vor einem Jahr zitierte die 
»New York Times« einen britischen 
Ingenieur, der während des Baus 
der Anlage dort technischer 
Manager war: Die Anlage »eignet 
sich nicht dazu, chemische Waffen 
herzustellen«, berichtete Tom 
Carnaffin. Die Arbeiter dort misch- 
ten vorbereitete Chemikalien zu 
Arzneien. Es fehle im übrigen an 
Platz, um andere Chemikalien zu 
lagern oder herzustellen. 


Wo also bleibt die Anklage vor 
dem Internationalen Kriegsver- 
brechertribunal? 


Martin Jenke W 


Völker- und Menschenrecht 
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Geplanter Massenmord: 


»Jüdische Gruppe "Nakam" plante Anschlag in Nürnberg 


Gift in das Trinkwasser 
Arsen auf 3.000 Brote gestrichen« 


141. Jahrgang 


ERLANGER TAGBLATT 


Unter dieser Überschrift veröffentlichten 
die »Erlanger Nachrichten« am 2. Sep- 
tember 1999 den nachfolgenden Artikel 
(Auszüge): 

»Ich glaube, wir waren das einzi- 
ge Volk, das Rache an den Deut- 
schen genommen hat«, sagt der 
im litauischen Wilna geborene 
Leipke Distel nicht ohne Stolz. 


Der heute 77-jährige Israeli erin- 
nert sich noch genau an die Ge- 
meinschaft von etwa 50 Überle- 
benden des Holocaust, die nur von 
einem Gedanken beseelt war: 
Vergeltung! Das deutsche Volk soll- 
te nicht ungestraft davonkommen. 


So entstand im Frühjahr 1945 die 
Gruppe Nakam (dt. Rache). Die 
Idee, eine solche Organisation zu 
gründen, hatte der Dichter und 
Widerstandskämpfer Abba Kov- 
ner. Der Schriftsteller forderte: 
Auge um Auge, Zahn um Zahn. Für 
jeden der sechs Millionen getöte- 
ten Juden sollte ein Deutscher ster- 
ben. Deshalb faßten die Rächer 
einen wahnwitzigen Plan: 


In Nürnberg und anderen deut- 

schen Großstädten sollte die 
Trinkwasserversorgung vergiftet 
werden. 


»Wir hatten bereits einen Mann 
ins Wasserwerk eingeschleust«, 
erinnert sich der Kopf der Nürnber- 
ger »Rächergruppe«, Joseph Har- 
matz. Die Stadt der Reichspartei- 
tage »war ein Symbol, deshalb woll- 
ten wir hier mit unseren Vergel- 
tungsaktionen beginnen.« Der An- 
schlag wurde jedoch von der spä- 
teren israelischen Staatsführung 
um Ben Gurion im letzten Moment 
verhindert. »Die Enttäuschung war 
sehr groß.« (...) 

Nun konzentrierte sich die 
Gruppe auf das frühere Kriegsge- 
fangenenlager STALAG 13 in 
Langwasser. Dort wurden etwa 


12.000 SS-Männer 
Funktionäre interniert. 


und Nazi- 


Die »Rächer« Joseph Harmatz (oben) und 


Leipke Distel, heute noch von der 
moralischen Legitimität ihrer damaligen Tat 
überzeugt. 


»Wir wußten, daß das Brot für die 
Gefangenen in der Konsum- 
Bäckerei am Schleifweg gebacken 
wurde«, entsinnt sich Leipke 
Distel, der sich unter falschem 
Namen im Ortsteil Schweinau in 
einer Wohnung eingemietet hatte. 
Der damals 24-Jährige bewarb 
sich um einen Posten in der 
Brotfabrik und wurde auch prompt 
eingestellt. 


Jeden Abend trafen sich die »Rä- 
cher« in einer konspirativen Woh- 
nung in Fürth und diskutierten 
ihren Plan. Inzwischen schmug- 
gelte ein Kurier, in sieben Gummi- 


wärmflaschen verpackt, große 
MengenArsen nach Nürnberg. 


Die Operation sollte am Abend 
des 13. April 1946 durchgeführt 
werden. 


An einem Samstagmorgen geht 
Leipke Distel wie gewöhnlich zur 
Bäckerei und beginnt mit der 
Arbeit. Heute wird nur halbtags 
geschafft. Mittags ist die Schicht zu 
Ende. Leipke versteckt sich nach 
Arbeitsende in einer Lagerhalle 
und läßt zwei weitere »Rächer« 
unbemerkt in die Bäckerei einstei- 
gen. 


Das Gift befindet sich schon seit 
Tagen auf dem Werksgelände. Bei 
Einbruch der Dämmerung begin- 
nen die Männer mit ihrer Arbeit. 


»Ich habe das Brot genommen 
und reichte es einem Kameraden, 
der mit einem großen Pinsel das 
Gift auf die Unterseite des Brotes 
gestrichen hat«, erinnert sich 
Leipke Distel noch lebhaft an diese 
Nacht vor 50 Jahren. Um zu verhin- 
dern, daß unschuldige Menschen 
Schaden erleiden, behandeln sie 
nur das Graubrot. Denn für die 
Amerikaner wird extra Weißbrot 
gebacken. 


»Ich schätze, daß wir in dieser 
Nacht etwa 3.000 Brote mit Gift 
bestrichen haben.« 


Am nächsten Tag litten tausende 
SS-Männer unter heftigen Leib- 
schmerzen. Einige Gefangene 
zeigten deutliche Vergiftungser- 
scheinungen und wurden sofort in 
US-Militärhospitäler eingeliefert. 
Dort pumpte man ihnen die Mägen 
aus. Es scheint gesichert, daß alle 
Internierten den Anschlag überleb- 
ten. Leipke Distel und die anderen 
Mitglieder der Gruppe konnten un- 
erkannt nach Palästina flüchten. E 


SUCHANZEIGE 


Zur Prüfung einer Anklage 
suchen wir Überlebende des 
Internierungslagers STALAG 

13 in Langwasser, die 
bezeugen können, ob durch 
den Mordversuch wirklich 
kein Internierter zu Tode 
gekommen ist. 


DRSK e.V. 
Postfach 400215 
44736 Bochum 


NACHKRIEGSVERBRECHEN 
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Sprachenschutz von Spanien bis Polen 
Nur nicht bei uns! 


Mallorca: 
Bußgelder für deut- 
sche und englische 
Etiketten 


PALMA (un-d). Wie die Zeitung 
»Ultima Hora« berichtet, wurden 
Geschäftsinhaber auf Mallorca, die 
ihre Waren nur in deutscher oder 
englischer Sprache ausgezeichnet 
hatten, inzwischen mit 18 Millionen 
Pesetas (200.000 DM) Buße 
belegt. 


700 Verfahren wegen Verstoßes 
gegen die 1998 erlassene Vor- 
schrift, wonach Händler ihre Pro- 
dukte auch in Touristen-Hoch- 
burgen mit Etiketten auf Spanisch 
oder Katalanisch versehen müs- 
sen, seien noch anhängig. 


Die Vorschrift soll eine Aus- 
grenzung der Einheimischen ver- 
hindern, die keine Fremdsprachen 
beherrschen. 


Es sei den Mallorquinern nicht zu- 
zumuten, daß es in vielen Res- 
taurants keine Speisekarten auf 
Spanisch gebe und daß beim 
Friseur oder in Schmuckläden die 
Kunden nur auf Deutsch oder 
Englisch bedient oder informiert 
würden. 


Polen bestraft 
Gebrauch 


englischer Begriffe 
Bis zu 50.000 Mark Bußgeld 


WARSCHAU (un-d). Anfang 
August hat der Senat in Warschau 
ein Gesetz zum »Schutz der polni- 
schen Sprache« verabschiedet. 


Das Gesetz fordert eine »Liqui- 
dierung« ausländischer, vor allem 
englischer Begriffe aus dem öffent- 
lichen Leben. 


Sogenannte »liberale« und links- 
orientierte Politiker und Meinungs- 
macher hatten in den letzten 
Wochen scharf dagegen prote- 


stiert, daß der Staat einen weiteren 
Bereich des öffentlichen Lebens 
reglementieren wolle. Die mehr- 
heitlich konservativen Befürworter 
des Gesetzes wollen die Überflu- 
tung ihrer Muttersprache durch 
Anglizismen eindämmen. Sprach- 
wissenschaftler haben dargelegt, 
daß mit dem Ende der Diktatur und 
der damit einhergehenden Öff- 
nung nach Westen viele englische 
Wörter in die Alltagssprache einge- 
drungen seien. 


Das Gesetz legt fest, daß insbe- 
sondere beim Handel und bei den 
Dienstleistungen und in der 
Reklame polnischen Wörtern der 
Vorzug gegenüber Begriffen aus 
anderen Sprachen gegeben wer- 
den muß. 


Zuwiderhandlungen können mit 
bis zu 100.000 Zloty 
(50.000DM) bestraft werden. 


Auf diese Weise will die polnische 
Regierung nun per Gesetz errei- 
chen, daß Begriffe wie »autosho- 
py«, »snack-bary« »supermar- 
ket«und »movie-show«, die die 
Zeitungen und Reklameschilder 
beherrschen, aus dem Straßenbild 
verschwinden. 


Auf allen importierten Waren aus- 
ländischer Produzenten müssen 
Aufschriften und Gebrauchsan- 
weisungen auch auf polnisch vor- 
handen sein. 1 


Wenn Dummheit 
weh täte: 


Klier 


Plakatwerbung der Berliner 
Stadtreinigung 


KULTUR 


DEUTSCHE 
WELLE GEKAPPT 


»Sparen? - No problem, Ger- 
man out!« scheint das Motto 
des unsäglichen »Staatsmini- 
sters für Kultur und Medien der 
Bundesregierung« zu sein. 


Der von Bundeskanzler Schrö- 
der aus den USA importierte 
Minister Michael Naumann (im 
Bildungsnotstandsland BRD 
war wohl niemand zu finden für 
dieses Amt) hat der Deutschen 
Welle in Köln radikale Kürzun- 
gen verordnet. 


Es ist der einzige Sender, der 
ausschließlich aus Bundes- 
mitteln finanziert wird, also nicht 
dem Diktat der Werbeein- 
nahmen und des Profits unter- 
liegt. Er soll Deutschen in aller 
Welt die Verbindung mit der 
Heimat erhalten und anderen 
Völkern einen Einblick in deut- 
sche Sprache und Kultur ermög- 
lichen. 


30 Millionen Menschen hören 
regelmäßig Sendungen der 
Deutschen Welle, deren Aus- 
landsradio nach BBC und Voice 
of America Nummer drei in der 
Welt ist. Diesen Rang wird die 
DW verlieren. (Wozu auch, die 
Leute haben doch die Voice of 
America!) 


Nach Dieter Weirich, dem 
Intendanten der DW, umfaßt das 
Kürzungsdiktat 89 Millionen DM 
bis zum Jahre 2003. Von 1.300 
Angestellten sollen 745 Stellen 
gestrichen und 332 freien Mit- 
arbeitern die Verträge gekündigt 
werden. 


Vielleicht handelt Mr. Nau- 
mann nur folgerichtig: Eine 
Nation, die sich selbst aufgibt, 
braucht keine Selbstdarstellung 
in der Welt, und kulturelle Lei- 
stungen, die es wert sind, welt- 
weit verbreitet zu werden, gibt 
esjaauch kaum noch. .... 
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Von Richard Elias Sperber, dem langjährigen Vorsitzenden des amerikanischen Rates für die Wiedervereinigung Deutschlands 


"DEUTSCHE" POLITIKER 
wurden und werden nicht müde, 
das deutsche Volk ständig daran 
zu erinnern, "was es anderen Völ- 
kern angetan" habe, und es pau- 
schal für Geschehnisse verant- 
wortlich zu machen, die mehr als 
ein halbes Jahrhundert zurüc- 
kliegen und auf die der einzelne 
Deut-sche - wenn er überhaupt 
davon wußte -nicht den geringsten 
Einfluß hatte. Von den bis heute 
ungesühnten Vertreibungsver- 
brechen an 15 Millionen schuldlo- 
ser deutscher Zivilisten (von denen 
3 Millionen dabei ums Leben 
kamen) spricht heute kein deut- 
scher Politiker mehr. Wer es aber 
wagt, Öffentlich auf diese völker- 
rechtswidrigen Untaten hinzuwei- 
sen, wird wegen unerlaubten "Auf- 
rechnens" gerügt oder gar als Neo- 
Nazi verdächtigt. 


“DEUTSCHE” JOURNALISTEN 

machen sich einen professionel- 
len Sport daraus, das eigene Volk 
zu demütigen, zu verleumden und 
zu verunglimpfen. "Political Cor- 
rectness" steht als ungeschriebe- 
nes Gesetz über den meisten Leit- 
artikeln, Kommentaren oder Re- 
portagen. Nachrichten, die nicht in 
das vorgegebene Schema passen, 
und unerwünschte Leser-briefe 
wandern fast ausnahmslos in die 
Papierkörbe der Redak-tionen. 
Über Veranstaltungen von national 
gesinnten Parteien wird entweder 
überhaupt nichts oder nur 
Negatives berichtet. Die grundge- 
setzlich garantierte Presse- und 
Meinungsfreiheit gilt wohl nur noch 
für systemkonforme 
Publikationen. Widerborstige 
Zeitschriften werden entweder ver- 
boten, boykottiert oder durch 
Anzeigenentzug ausgehungert. 


"DEUTSCHE" JURISTEN 
verhängen mit gnadenloser 
Strenge drakonische Geld- und 


Freiheitsstrafen gegen "uneinsich- 
tige" Regimekritiker und "unbelehr- 
bare" Geschichts-Revisionisten, 
aber nur dann, wenn diese dem 
"rechtsradikalen" Lager zugerech- 
net werden. Linksextremistische 
Anarchisten, Chaoten und Autono- 
me, ebenso wie viele ordinäre 
Ganoven, kommen meist mit mil- 
den Haftstrafen "auf Bewährung" 
davon. Maßgebend für viele Ge- 
richtsurteile in Strafprozessen ist 
heute oft nicht mehr das objektive 
geschriebene Recht, sondern das 
subjektive politisch "korrekte" Ver- 
halten des Angeklagten. Zahl- 
reiche Richter scheuen bei ihrer 
Rechtsprechung nicht einmal vor 
Rechtsbeugung zurück, wenn es 
ihrer eigenen politischen Einstell- 
ung entspricht, oder ihrem persön- 
lichen Karrierestreben opportun 
erscheint. Ob die Verurteilung 
des deutschen Historikers Udo 
Walendy zu einer 18-monatigen 
Gefängnisstrafe ohne Bewährung 
durch das Landgericht Bielefeld für 
etwas, das er überhaupt nicht ge- 
schrieben hatte, rechtens war, ist 
höchst fraglich. 


"DEUTSCHE" HISTORIKER 
blasen selbst heute noch - Jahre 
nach Veröffentlichung beweiskräf- 
tiger Dokumente aus alliierten 
Archiven - in das alte Horn der 
"deutschen Alleinkriegsschuld". 
Revisionistische Bücher, die be- 
weisen, daß Churchill, Roosevelt 
und Stalin den Zweiten Weltkrieg 
gewollt, zielbewußt geplant und 
dann auch geführt haben, landen 
auf dem Index der jugendgefähr- 
denden Schriften oder werden 
durch gezielte Maßnahmen an der 
Verbreitung gehindert. Revisioni- 
stische Historiker werden persön- 
lich diffamiert oder wegen "Volks- 
verhetzung" eingekerkert. Eine 
sachliche Auseinandersetzung mit 
ihren Argumenten findet nicht statt. 
Etablierte Historiker tun so, als hät- 
te es den Nestor der deutschen 


Geschichtswissenschaft, Leopold 
von Ranke, und seine Forderung 
nach strenger historischer Objek- 
tivität nie gegeben. Nicht die histo- 
rische Wahrheit gilt heute hierzu- 
lande, sondern die politische Op- 
portunität. 


Trotz der niederschmettern- 
den Verfassungswirklichkeit in 
dieser angeblich freiesten Repu- 
blik auf deutschem Boden wäre 
es jedoch verfehlt, zu resignie- 
ren und den antideutschen Ele- 
menten das Feld kampflos zu 
überlassen. 


Das Deutsche Volk hat schon 
mehrmals in seiner wechselvol- 
len tausendjährigen Geschichte 
schwere Krisen überlebt und 
wird auch die Spätfolgen des 
gegen seine nationale Existenz 
geführten Dreißigjährigen Krie- 
ges dieses Jahrhunderts (von 
1914-1945) überleben. E 


Gleiches 
Recht 
für alle 


Völker 
und 
für alle 
Zeiten! 


V.i.S.d.P.: Richard Elias Sperber, Editor, 30827 Garbsen and Newton Center, MA 02159, U.S.A. 


SPIEGEL DER ZEIT 
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ECHO UND RÜCKBLICK 


Sprachpanscher 
des Jahres 


Ron Sommer (Telekom) war der 
Sprachpanscher des Jahres 1998 
(siehe UN 1/99). Nur weil sich - für 
Sommer erschreckend viele und 
für uns noch viel zu wenige - 
Kunden über die Begriffe »City- 
Call« oder »GermanCall« auf ihrer 
Telefonrechnung beschwerten, 
machte die Telekom einen Rück- 
zieher: Nun heißt »GermanCall« 
z.B. wieder »Deutschland-Ver- 
bindung«. 


Zum Sprachpanscher des 
Jahres 1999 wurde jetzt der Vor- 
standvorsitzende der Deut- 
schen Bahn AG, Johannes 
Ludewig, ernannt. 


Grund der »Ehrung«: Auf dem 
Bahnhof findet man keine AUS- 
KUNFT mehr, sondern nur noch 
einen »Service-Point«, statt Fahr- 
kartenschalter heißt es »Ticket 
Counter«, und immer mehr Bahn- 
hofklos sind keine Toiletten mehr, 
sondern »McClean«-Center. 


UN-Zusatz: Das paßt doch! Im 
»McClean« können die Multikulti- 
deutschen dann ihren »McKotz« 
entsorgen! 


Aufgrund vieler Anfragen in den letzten 
Monaten hier die Anschrift des Vereins, der 
die »Sprachpanscher« ernennt: 

Verein zur Wahrung der deutschen 


Sprache e.V. e Postfach 104128 » 44041 
Dortmund. 


UN- LESERTELEFON 


für Nachbestellungen, 
Sonderdrucke, Zahlkarten 
und 


Anfragen aller Art: 
Montag - Freitag 14 - 19 Uhr: 


0208 / 84 01 32 


Zur 
Kontokündigung 
der Deutschen 
Bank 


Zu UN 8/99, Seite 9:Ein UN-Be- 
zieher aus den höheren Etagen 
der Deutschen Bank bittet um 


Liebe Leser, ganz privat: 
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Verständnis für seinen Arbeit- 
geber mit diesem Brief an die 
Unabhängigen Nachrichten: 


»Als Anmerkung zu der Kün- 
digung des UN-Kontos Nr. 4617 
23901 bei der Deutschen Bank 
Bottrop sei darauf verwiesen, daß 
die Deutsche Bank sich als 
Sponsor der besonderen Art betä- 
tigt: Herr Clinton (Präsident der 
USA) ist mit über 9 Millionen Dollar 
verschuldet. Seine Gattin will nun 
im Staat New York für ein politi- 
sches Amt kandidieren, um später 
einmal Präsidentin werden zu kön- 
nen. Zu diesem Zweck haben sich 
beide eine Villa in der Nähe New 
Yorks zum Preis von 1,7 Mio. US $ 
gekauft. Da sie pleite sind, hat ein 
Freund für sie 1,35 Mio. Dollar bei 
der Deutschen Bank in New York 
deponiert, und die Deutsche Bank 
übernimmt den Rest in Höhe von 
0,35 Mio. US $, damit die Clintons 
ihr Haus kaufen können. So gehen 
Politik und Wirtschaft. 


Daß diese unsere Deutsche Bank 
nichts mit der »UN« zu tun haben 
will, werden Sie verstehen, und 
auch, daß ich anonym schreibe.« 


IMPRESSUM 


UN - Unabhängige Nachrichten 
Postfach 101706 


Viel Zustimmung kam für das neue Aussehen der UN, aber auch 
berechtigte Kritik: Auf Seite 1 oben rechts wurde die große fette UN- 
Nr. vermißt, nach der man die Hefte einordnen und schnell heraussu- 
chen kann. Dank für die Hinweise! 


Vermißt wurde auch der Kasten »Das Letzte« mit dem weinenden 
Michel, da man diese Meldungen immer zuerst lesen wolle. Andere 
Leser waren froh, daß sie sich nicht mehr über den Begriff »Michelk, 
der aus böswilligem Deutschenhaß entstanden sei, ärgern müssen. 


Einige Freunde fragten, warum die Leitsätze der UN nicht mehr 
unter dem Zeitungskopf stehen: Unsere jungen Mitstreiter meinen, 
wenn immer das Gleiche an gleicher Stelle steht, liest man es nicht 
mehr. Wir sind unseren Grundsätzen also nicht untreu geworden, 
sondern werden sie an passender Stelle immer wiederholen! 


Täglich erhalten wir von vielen UN-Lesern hochinteressante 
Zeitungsartikel und Zitate, leider oft ohne Quellen- und Datums- 
angabe, also unverwertbar. Bitte vermerken Sie immer die Herkunft 
der Artikel! 


Fast jede UN-Ausgabe enthält einen Sonderdruck zur Verteilung in 
Hausbriefkästen und zum »Liegenlassen« in Wartezimmern, Bussen 
und Bahnen. Wenn Sie mithelfen können, schicken wir Ihnen unauf- 
gefordert jeden Monat die gewünschte Anzahl zu. Auf Ihre schriftliche 
odertelefonische Meldung freuen sich 
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Wie lernt Klein-Fritzchen in der 
Grundschule? Die Demokratie ist 
die wunderbarste Staatsform, die 
es auf der ganzen Welt gibt. 


In ihr sind Freiheit und Gerechtig- 
keit garantiert, die besten Bürger 
werden vom Volk gewählt, um den 
Staatzuregieren und zu verwalten. 
Sie handeln pflichtbewußt in einer 
ausbalancierten Machtver-teilung 
zwischen Gesetzgebung, 
Verwaltung und Rechtsprechung; 
alles zum Segen der Bürger. 


Wenn dann aber aus Klein- 
Fritzchen erst nur Fritzchen und 
dann Fritz geworden ist, erlebt er 
Dinge oder hört von Dingen wie die- 
sen: 


U Die offene Stelle des 
Schulleiters wird nicht, wie 
zunächst erwartet, von dem all- 
seits beliebten und an-erkannten 
Studienrat A. besetzt, sondern von 
einem unsympathischen 
Seiteneinsteiger, der Alt-mitglied 
der X-Partei ist; 


Q der äußerstredegewandte, über- 


Unabhängige Nachrichten » Postfach 101706 » D-46017 Oberhausen 


»Die Wirklichkeit sieht anders aus« 


all große Worte versprühende Bür- 
germeister B. ist in einen üblen 
Grundstücksskandal verwickelt, 
wird aber nicht bestraft, sondern 
auf einem lukrativen Posten in der 
Nachbarschaft versteckt, wo er 
fürs erste überwintern kann; 


U) Fälle von Korruption häufen 
sich, besonders in der 
Bauverwaltung; 


U) hohe und höchste Staatsämter 
werden verkungelt: wenn ihr der X- 
Partei den Posten überläßt, dürft 
ihr von der Y-Partei zwei andere 
besetzen; 


[Q] bei Diäten, Sonderzulagen, 
Reisekosten usw. betätigen sich 
viele Gremien als Selbstbedie- 
nungsläden, und das oft im glei- 
chen Atemzug, in dem sie Otto 
Normalverbraucher Sparsamkeit 
verordnen; 


U Dienstreisen in die ganze Welt 
werden durchgeführt, die immer in 
die schönsten Orte führen; 


U] Leute, die nicht die von den 
Parteien gewünschten Meinungen 
vertreten, werden aus den Parla- 
menten und Behörden hinausgee- 
kelt oder kaltgestellt, dafür wird 
aber jeder gehorsame Partei- 
gänger belohnt, irgendein Pöst- 
chen für ihn findet sich immer. 


Man muß den Eindruck gewin- 
nen, daß der Staat nicht den Bür- 
gern, sondern den Parteien gehört. 
Und diese üben in den Parlamen- 
ten meist Fraktionszwang aus, 
obwohl es doch so schön heißt, der 
einzelne Abgeordnete sei nur sei- 
nem Gewissen verantwortlich. 


Natürlich: überall menschelt es. 
Wo Menschen handeln, werden 
Fehler gemacht. Aber sprecht doch 
bitte keine Staatsform - auch die 
Demokratie nicht - heilig! Be- 
kämpft offensichtliche Fehler. Da- 
rum bittet Euch im Blick auf Klein- 
Fritzchen, Fritzchen und Fritz 


Euer Jürg Enius 


(leicht gekürzt aus der Verbands- 
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Ich bitte um eine kostenlose Probesendung verschiedener Ausgaben der UN. 


3,--DM Rückporto-Marken liegen bei. O einmalig ab: 


Ich bitte um Zusendung von Ex. der UN-Ausgabe Nr. 
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mit/- ohne Kostenbeteiligung (siehe oben). 


Einen Kostenbeitrag in Höhe von DM. lege ich per Verrechnungs- 


scheck -in bar bei- zahle ich per Einzug - kann ich zur Zeit nicht leisten. Meine Bank/Sparkasse: 


Name/Anschrift: BLZ: 
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DAS LETZTE 


